
Bereits 2013 gründeten Sie das Ab-
stimmungskomitee «EU-No» gegen 
ein geplantes Rahmenabkommen 
mit der EU. Was war der Auslöser, 
der Inhalt des Abkommens war ja 
noch nicht bekannt?
Ich erhielt den Brief des dama-
ligen EU-Vorsitzenden Barroso 
in die Hand. Er schrieb darin an 
die damalige Bundespräsidentin 
Widmer-Schlumpf, dass die EU ei-
nen Rahmenvertrag mit der Schweiz 
abschliessen möchte. Und weiter 
erfuhr ich, dass der Bundesrat auf 
dieses Begehren eintreten wollte. 
An der Albisgüetlitagung 2014 the-

matisierte ich diese unglaubliche 
Unterwürfigkeit und verlas eine 
Antwort, die der Bundesrat an die 
EU absenden müsste, wenn er die 
Schweiz nicht ausliefern will. Die-
ser Musterbrief, den ich damals dem 
anwesenden Bundespräsidenten 
Didier Burkhalter überreichte, ist 
heute noch auf der Homepage der 
SVP Kanton Zürich und auf meiner 
eigenen abrufbar. Aber der Bundes-
rat hat wohl leider einen gegenteili-
gen Brief geschrieben. Das führte 
zum siebenjährigen Drama, das der 
Bundesrat am 26. Mai 2021 glück-
licherweise beendet hat.

Am 26. Mai 2021 teilt der Bundesrat 
mit, dass er die Verhandlungen über 
das Rahmenabkommen abbricht. 
Haben Sie mit diesem Entscheid 
gerechnet?
Noch bis vor einem Jahr glaubte ich 
nicht, dass der Bundesrat die Kraft 
hat, abzubrechen. Ich bereitete 
mich auf die Volksabstimmung vor, 
um dann diesen Unterwerfungsver-
trag zusammen mit AUNS, EU-No 
und anderen Komitees, die ich noch 
nicht kannte, zu bekämpfen. 

Die bundesrätliche EU-Politik ist seit 
Jahrzehnten eher EU-orientiert und 

«Ich freue mich auf diese Volks-
abstimmung. Das Schweizer 
Volk will sicher nicht in die EU.»

Gespräch mit AUNS-Gründer und alt Bundesrat Dr. Christoph Blocher
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EU-freundlich. Werden die Landes-
regierung, das Aussendepartement, 
die Parlamentsmehrheit und die Par-
teien ihren EU-Annäherungskurs än-
dern?
Das glaube ich leider nicht. Das Aus-
sendepartement, aber auch zahlrei-
che Bundesbeamte, viele Politiker, 
ausser der SVP alle Bundesratspar-
teien und die linken Roten und Grü-
nen streben in die EU. Hütet Euch 
vor den EU-Turbos in der Classe po-
litique. Das ist die wichtigste Auf-
gabe der AUNS!

6. Dezember 1992: Die Schweiz lehnt 
den Beitritt zum Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) ab. Sie kämpften 
damals mit der AUNS an vorderster 
Front für das Nein. Welche Paralle-
len haben der EWR-Beitritt und das 
Rahmenabkommen?
Das Grundübel ist das Gleiche. Man 
hätte sich mit beiden Verträgen, 
für wesentliche Teile der schwei-
zerischen Gesetzgebung, der EU 
als zukünftigem Gesetzgeber ver-
pflichten müssen, fremde Gesetze, 
fremde Richter und ein praktisches 
Kündigungsverbot zu übernehmen. 
Kurz: Ende der Souveränität, Ab-
schaffung der direkten Demokratie 
und des schweizerischen Födera-
lismus. Das heisst weniger Freiheit, 
weniger Wohlstand. Den Menschen 
ginge es schlechter!

Gewisse Kreise fordern nach dem 26. 
Mai 2021 nun den Beitritt zum EWR. 
Aus souveränitätspolitischer Sicht 
also keine Option?
Nein, absolut nicht.

Und die EU-Beitrittsforderungen der 
SP-Parteispitze?
Ich freue mich auf diese Volksab-
stimmung. Das Schweizer Volk will 
sicher nicht in die EU.

Im Zusammenhang mit dem Rah-
menabkommen kam die Schweizer 
Souveränität sehr spät zur Diskus-
sion. Was bedeutet Souveränität aus 
Schweizer Sicht?
Man hat die Frage der Souveränität 
bewusst verdrängt. Diese stand am 
Anfang unseres Widerstandes. Sou-
verän ist ein Volk, das die Zukunft 
selber bestimmen kann. Und in der 
Schweiz sind es die Bürger, die nicht 
nur Wähler, sondern auch oberster 
Gesetzgeber sind. 

Die Reaktionen der Befürworter der 
institutionellen Anbindung verfie-
len in das altbekannte Jammerlied 
des «Untergangs». Sie prophezeien, 
lautstark unterstützt von EU-Politi-
kern wie dem deutschen Andreas 
Schwab, die bilateralen Marktzu-
trittsabkommen werden «erodie-
ren». Energiepolitiker warnen vor 
Stromknappheit, weil jetzt ein EU-
Energieabkommen nicht möglich 
sei, die Medtech-Branche wird als 
Kronzeuge für den Verlust des bar-
rierefreien Marktzugangs genannt. 
Wie beurteilen Sie als Exportunter-
nehmer, die Situation?
Alles altbekannte Maschen. So war 
es auch bei der EWR / EU-Abstim-
mung. Es hiess: Bilaterale Verträge 

Der Rat unterstreicht die Absicht der EU, 

dass der Rahmenvertrag einen Mechanis-

mus beinhalten muss, der die zwingende 

Übernahme von Regeln (EU-Gesetzen, 

Anm. d. Red.) vorsieht.

... in den Abkommen EU–Schweiz die Ver-

pflichtung zu übernehmen, die Auslegung 

der einschlägigen Gesetze durch den 

EU-Gerichtshof zu beachten.

Übersetzung auf Deutsch

Ich erhielt den Brief des 
damaligen EU-Vorsit-
zenden Barroso in die 
Hand.
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gibt es nicht mehr, nur noch multi-
laterale. Und was ist passiert? Das 
Gegenteil. Auch für Exportunter-
nehmen gilt es, die schweizerischen 
Rahmenbedingungen sind besser 
als die der EU. Statt diese zu stär-
ken, äfft man in Bern EU-Nivellie-
rungen nach.

Soll als Zeichen des guten Willens 
nun die «Marktzutrittsgebühr», die 
sogenannte Kohäsionsmilliarde 
rasch bezahlt werden?
Das Bezahlen ist falsch. Aber auf 
jeden Fall nicht als «Marktzutritts-
gebühr». Ein solcher Zahlungsgrund 
wäre noch schlimmer als die 1.4 Mil-
liarden. 

Was muss jetzt die Schweizer EU-
Politik tun?
Warten und schauen. Gegenseitige 
Probleme mit bilateralen Verträgen 
auf Augenhöhe lösen - aber ohne 
institutionelles Anbinden. 

1. Februar 1871 – der Deutsch-Fran-
zösische Krieg geht zu Ende –in-
nert drei Tagen überschreiten über 
87‘000 Soldaten der französischen 
Ost-Armee unter General Charles De-
nis Bourbaki im Jura die Schweizer 
Grenze. Man kann sich die politische 
und logistische Herausforderung für 
den jungen Bundesstaat Schweiz gar 
nicht vorstellen. Können wir aus die-
sem Ereignis für die Gegenwart und 
Zukunft unseres Landes so etwas 
wie Leitmotive entnehmen?
Das war vorbildlich. In Not aufneh-
men und schützen, nach der Ge-
fährdung wieder Entlassung nach 
Hause. Das ist humanitäre Hilfe. 

19. Juni 1986 – in Bern wird unter dem 
Vorsitz von alt FDP-Nationalrat Dr. 
Otto Fischer die AUNS gegründet. 
Die AUNS ist quasi die Nachfolge-
organisation des erfolgreichen Ko-
mitees gegen den Uno-Beitritt (am 
16. März 1986 sagt die Schweiz Nein 

zum Uno-Beitritt). Sie werden zum 
Präsidenten gewählt. Im Vorstand 
nehmen mehrere Nationalräte aus 
der SVP, FDP, CVP, EVP und sogar 
der Aargauer FDP-Ständerat Dr. 
Hans Letsch Einsitz. Was waren vor 
35 Jahren die Bewegründe für die 
Gründung, damals war «die Welt 
doch noch in Ordnung»?
Bis Ende der 80-iger (Fall der Berli-
ner Mauer) war die Souveränität un-
bestritten. Seither agieren die meis-
ten Politiker in dieser Frage kopflos!

Sehr geehrter Herr Dr. Blocher, wir 
danken herzlich für dieses Gespräch.

Das Gespräch führte AUNS-Ge-
schäftsführer Werner Gartenmann
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